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Abréviations

NEK Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin
SAMW Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen

Forschung
Sapaldia Schweizer Kohorten Studie: Luftverschmutzung und

Atemwegserkrankungen bei Erwachsenen (Swiss study on Air Pollution
And Lung Disease in Adults)

FFE fürsorgerische Freiheitsentziehung

CNE Commission nationale d'éthique
ASSM Académie Suisse des Sciences Médicales
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
Sapaldia Étude suisse de cohorte sur la pollution atmosphérique et les maladies

respiratoires chez l’adulte (Swiss study on Air Pollution And Lung Disease
in Adults)

PLAFA privation de liberté à des fins d’assistance
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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Der letzte Punkt steht für eine allgemeine Tendenz: Obgleich nach wie vor grösster Wert
auf die individuelle Prävention und das Gesundheitsbewusstsein der Bevölkerung gelegt
wird, treten immer mehr die vom einzelnen Menschen nicht beeinflussbaren
kollektiven Gesundheitsbedrohungen in den Vordergrund. Die Vereinigung der «Ärzte
für den Umweltschutz», welcher jeder vierte Mediziner mit eigener Praxis angehört,
weist schon seit längerem auf den ihrer Ansicht nach engen kausalen Zusammenhang
zwischen der wachsenden Luftverschmutzung und den ständig zunehmenden
Erkrankungen der Atemwege hin. Genauere Kenntnis soll hier in den nächsten Jahren
die im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 26 angelaufene und mit CHF 5
Mio. dotierte Studie «Sapaldia» bringen. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 22.12.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalfonds präsentierte erste Ergebnisse der grössten bisher in der Schweiz
durchgeführten Untersuchung über einen allfälligen Zusammenhang zwischen
Atemwegserkrankungen und Luftbelastung (Sapaldia). Laut den Aussagen von mehr als
10'000 Personen in je vier ländlichen und städtischen Gemeinden leiden bis zu einem
Drittel der Befragten unter einer Beeinträchtigung ihrer Atemfunktion bzw. unter einer
erhöhten Anfälligkeit für Allergien der Atemwege. Eine differenzierte Auswertung dieser
Zahlen nach den für die verschiedenen Orte typischen Schadstoff- und Klimadaten wird
in den nächsten zwei Jahren erfolgen. 2

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI

Seit dem Inkrafttreten der Bestimmungen über den fürsorgerischen Freiheitsentzug
(FFE) im Jahre 1981 flackert immer wieder Kritik an den Modalitäten des FFE auf, dessen
Ausmass heute auf rund 10'000 Fälle pro Jahr geschätzt wird. Gestützt auf eine vom
Nationalfonds mitfinanzierte Studie erhob die Stiftung Pro Mente Sana konkrete
Forderungen, welche in erster Linie eine Ausdehnung der Patientenrechte durch
verbesserte Rekursmöglichkeiten sowie eine Mitsprache bei der Wahl der Therapieform
anstreben. Im Parlament wurde dieses Anliegen von Nationalrätin Caspar-Hutter (sp,
SG) aufgenommen. In einer Motion verlangte sie eine gründliche Überprüfung des FFE
vor allem bei Drogensüchtigen und bei Frauen sowie einen Gesetzesentwurf zur
Stärkung der Patientenrechte, insbesondere einen Rechtsschutz gegenüber
Zwangsbehandlungen. Der Bundesrat verwies darauf, dass der FFE zum
Vormundschaftsrecht gehört, welches im Rahmen der Gesamtrevision des
Familienrechts ohnehin zur Diskussion steht. Auf seinen Antrag wurde die Motion
lediglich als Postulat überwiesen. 3

MOTION
DATE: 31.12.1993
MARIANNE BENTELI

Recherche médicale

Im Auftrag des Bundesrates schrieb der Schweizerische Nationalfonds ein neues
Nationales Forschungsprogramm (NFP 34) aus, welches in den nächsten fünf Jahren
mit einem Kreditrahmen von CHF 6 Mio. die Kenntnisse über diagnostische und
therapeutische Verfahren, die nicht zur Schulmedizin gehören, vertiefen soll. Im ersten
Forschungsschwerpunkt werden die Gründe für die zunehmende Verbreitung der
Komplementärmedizin analysiert. Der zweite Teilbereich umfasst die Abklärung ihrer
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedeutung. Im dritten Teil sollen Methoden
entwickelt und angewendet werden, welche es erlauben, die Wirksamkeit von
komplementärmedizinischen Verfahren zu überprüfen. 4

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 21.01.1992
MARIANNE BENTELI
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Im Berichtsjahr erhitzte die Frage der Forschung an embryonalen Stammzellen die
Gemüter. Dabei werden die bei einer In-vitro-Fertilisation anfallenden überzähligen
Embryonen zur Züchtung von menschlichem Gewebe verwendet. Gemäss Verfassung
(Art. 119 Abs. 2) und dem neuen Fortpflanzungsmedizingesetz, das auf den 1.1.2001 in
Kraft trat, ist die Gewinnung von menschlichen Embryonen zu Forschungszwecken
verboten, ebenso Eingriffe in das Erbgut menschlicher Keimzellen und Embryonen, eine
beschränkte therapeutische Forschung hingegen möglich. Ein wissenschaftliches Team
der Universität Genf reichte beim Schweizerischen Nationalfonds (SNF) ein Gesuch für
die Finanzierung eines Versuchs mit importierten Stammzellen ein. Unterstützung fand
es bei der Ethikkommission des Universitätsspitals Genf und bei der Zentralen
Ethikkommission der SAMW sowie in einem Rechtsgutachten, das den Import von
Stammzellen als mit dem Gesetz vereinbar erachtete. Der Forschungsrat des SNF
diskutierte das Gesuch sehr kontrovers und leitete es schliesslich an den vom Glarner
FDP-Ständerat Schiesser präsidierten Stiftungsrat weiter, um gewissermassen eine
politische Entscheidung zu erwirken. Ende September entschied dieses Gremium, das
Genfer Forschungsprojekt finanziell zu unterstützen. An einer Medienkonferenz
äusserte sich Schiesser grundsätzlich positiv zur Stammzellenforschung, forderte aber
den Gesetzgeber auf, rasch die noch fehlenden Grundlagen für diese Arbeiten zu
schaffen. Anders sah dies die im Fortpflanzungsmedizingesetz vorgeschriebene
nationale Ethikkommission für den humanen Bereich (NEK), die der Bundesrat Mitte
Jahr eingesetzt hatte. Ohne sich im Grundsatz für oder gegen die
Stammzellenforschung auszusprechen, empfahl sie, das Genfer Gesuch abzulehnen, da
die ethischen und rechtlichen Fragen noch ungenügend geklärt seien. 5

DÉBAT PUBLIC
DATE: 29.09.2001
MARIANNE BENTELI

Sport

Marcel Dobler (fdp, SG) reichte im Dezember 2021 ein Postulat zur Institutionalisierung
von Forschung, Entwicklung und Innovation im Sport ein. Damit wollte er den
Bundesrat beauftragen, aufzuzeigen, welche Massnahmen und finanziellen Mittel
benötigt würden, um das in der Studie «Leistungssport Schweiz» vorgestellte
Verbesserungspotenzial besser auszuschöpfen. Forschung und Entwicklung kämen
insbesondere bezüglich der Verbesserung von Training, Betreuung und Material eine
wichtige Rolle zu. Da es im Sport jedoch keine Institutionalisierung gebe, seien die
Innovationen in diesem Bereich nicht nachhaltig. So gelinge es dem Sport etwa kaum,
Fördergelder des SNF oder von Innosuisse zu erhalten. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats. In der Frühjahrssession 2022 kam der Nationalrat diesem
Antrag stillschweigend und diskussionslos nach. 6

POSTULAT
DATE: 18.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

1) NZZ, 7.5.90., Woz, 26.10.90., AT, 6.10.90; NF, 17.10.90; TW, 22.12.90.
2) NZZ und 24 Heures, 23.1.92; Bund, 24.1.92.
3) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 567 f.; Suisse, 29.1.93; NZZ, 9.10.93., NZZ, 27.7.93; LNN, 22.12.93
4) NZZ, 11.2.92; Bund und JdG, 21.1.92
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